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Abréviations

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

KVF-NR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates

KVF-SR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Stdnderates

BAV Bundesamt fur Verkehr

SBB Schweizerische Bundesbahnen

STEP Strategisches Entwicklungsprogramm Bahninfrastruktur

FMG Fernmeldegesetz

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

PostCom Eidgendssische Postkommission

NRP Neue Regionalpolitik

Fedpol Bundesamt fur Polizei

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CTT-CE &)Tmission des transports et des télécommunications du Conseil des

ats

OFT Office fédéral des transports

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

PRODES Programme de développement stratégique de I'infrastructure ferroviaire

LTC Loi sur les télécommunications

RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

PostCom Commission fédérale de la poste

NPR Nouvelle politique régionale

Fedpol Office fédéral de la police
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MOTION
DATE: 27.02.2018
NIKLAUS BIERI

RAPPORT
DATE: 31.12.2019
NIKLAUS BIERI

Chronique générale

Infrastructure et environnement

Transports et communications
Transports et communications

Mit einer Motion wollte Nationalrat Hadorn (sp, SO) .den McKinsey-Express bei den SBB
stoppen.” Hadorn sah im Railfit-Programm der SBB, welches unter Beizug der
Unternehmensberatung McKinsey ausgearbeitet worden war, einen unannehmbaren
Abbau im Service public und einen inakzeptablen Personalabbau. Er verlangte vom
Bundesrat deshalb Massnahmen, um das Railfit-Programm zu stoppen. Der Bundesrat
verwies in seiner Stellungnahme auf die aktuellen, grossen Veranderungen am
Mobilitdtsmarkt und hielt fest, dass der Bund nicht in die operative Fihrung der SBB
eingreife. Der Nationalrat lehnte die Motion im Februar 2018 mit 135 gegen 58 Stimmen
(0 Enthaltungen) ab.

Jahresriickblick 2019: Verkehr und Kommunikation

Ein zentraler Punkt der Verkehrspolitik war 2019 der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur:
Das Parlament hatte Uber die néachsten Ausbauschritte der strategischen
Entwicklungsprogramme (STEP) «Nationalstrassen» und «Eisenbahninfrastruktur»
sowie Uber die Verpflichtungskredite des Programms Agglomerationsverkehr zu
befinden. Dabei ging es bei jedem Geschaft Uber die Vorlagen des Bundesrates hinaus,
nahm zuséatzliche Projekte in die Ausbauschritte auf und erhdhte die
Verpflichtungskredite. Dem Ausbauschritt 2019 STEP Nationalstrassen fligte das
Parlament zwei Projekte hinzu - die Umfahrungen Nafels und La Chaux-de-Fonds - und
erhéhte den Verpflichtungskredit fir den Ausbauschritt um eine Milliarde auf CHF 5.651
Mrd. Zuséatzliche Viertel- und Halbstundentakte, mehr Zuverlassigkeit und Plnktlichkeit:
Den Ausbau des Schienennetzes wollte der Bundesrat mit Investitionen von CHF 11.9
Mrd. vorantreiben. Doch auch beim Strategischen Entwicklungsprogramm
Eisenbahninfrastruktur (Ausbauschritt 2035) nahmen beide Kammern weitere Projekte
auf: Die kleine Kammer erganzte den Ausbauschritt im Marz auf Antrag ihrer
Verkehrskommission um die Projektierungen des Durchgangsbahnhofes Luzern und der
trinationalen S-Bahn Basel sowie um den Neubau der Strecke Neuenburg - La-Chaux-
de-Fonds anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Modernisierung der
bestehenden Strecke. Der Standerat erhohte den Investitionsbetrag einstimmig um CHF
919 Mio. auf CHF 12.8 Mia. Im Juni ging der Nationalrat sogar noch weiter und nahm mit
den Bahnhofen Winterthur-Grize und Thun Nord zwei weitere Projekte in das Geschaft
auf. Einstimmig erhohte die grosse Kammer den Kreditbetrag um CHF 69 Mio. auf
insgesamt CHF 12.89 Mrd. Obschon Bundesrdtin Sommaruga erklérte, die vom
Nationalrat zuletzt hinzugefigten Bahnhofsprojekte seien verfriht, stimmte der
Standerat der grossen Kammer einstimmig zu. Schliesslich zeigte sich das Parlament
auch bei den Verpflichtungskrediten ab 2019 des Programms Agglomerationsverkehr
spendabel: Der Bundesrat hatte CHF 1.35 Mrd. fur die Mitfinanzierung von Projekten
der dritten Generation im Programm Agglomerationsverkehr beantragt. Der Nationalrat,
der im Marz Uber die Vorlage beriet, nahm wie von seiner Verkehrskommission
gefordert vier zuséatzliche Projekte auf: Die Projekte Aargau-Ost, Delémont und
Luganese sowie die Umfahrung Oberburg (BE). Weil die grosse Kammer auch fur die
Programme in Grand Geneve und Bulle den Beitragssatz des Bundes erhdhte, wuchs der
Bundesbeitrag fur den Agglomerationsverkehr um CHF 145 Mio. auf Total CHF 1.49 Mrd.
Im Juni kippte der Stdnderat die Umfahrung Oberburg (BE) wieder aus der Vorlage;
danach ging das Geschaft wegen dieser Differenz zwischen den Raten hin und her, bis
im September in der Einigungskonferenz ein Kompromiss gefunden wurde, dem beide
Kammern einstimmig zustimmten: Die Umfahrung Oberburg wird folglich als integraler
Bestandteil dem Projekt Burgdorf zugeschrieben und mit nicht ausgeschépften Mitteln
aus den Programmen 2019, 2014 und 2010 finanziert.

Die Zeitungsanalyse von Année Politique Suisse zeigt, dass die Berichterstattung der
Tagespresse zur Verkehrspolitik im August besonders umfassend war. Dies lag zu einem
guten Teil an der sogenannten SBB-Krise: Anfang August kam es zu einem tddlichen
Arbeitsunfall eines Zugbegleiters der SBB. In der Folge kam aus, dass die Turschliess-,
Einklemmschutz- und Kontrollmechanismen an den Einheitswagen IV oft nicht korrekt
funktionierten. Das Bundesamt fur Verkehr verpflichtete die SBB, diese Mechanismen
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zu Uberholen. Zu den Sicherheitsrisiken bei den Turschliesssystemen kam eine Haufung
der Betriebsstorungen: Verspatungen, Stellwerkstérungen, Zugausfalle wegen
Baustellen. In den Kommentarspalten der Tageszeitungen war zu lesen, die SBB habe
sich vom einstigen Aushéangeschild der Schweiz in Sachen Zuverlassigkeit zu einem
Lotterbetrieb gewandelt, das Vertrauen der Bevdlkerung in die Bundesbahnen habe
Schaden genommen. Der &ffentliche Druck wurde so gross, dass die Fuhrung der SBB
von der Verkehrskommission zu einem Hearing eingeladen wurde. SBB-CEO Andreas
Meyer stand der KVF-SR Rede und Antwort und verteidigte dabei die SBB und die Arbeit
der SBB-Fuhrung. Rund zwei Wochen nach dem Hearing verkindete Meyer seinen
Rucktritt im Jahr 2020. Dieser Schritt sei schon langer geplant gewesen und habe mit
den Schwierigkeiten im Betrieb nichts zu tun. Ende September gaben die SBB bekannt,
dass die Einsteigeroutine des Personals gedndert worden sei und die Schliesssysteme
samtlicher Einheitswagen IV bis 2024 lberholt wirden.

Beim Strassenverkehr sorgten vor allem Anliegen zur Verkehrssicherheit und zur
Elektromobilitat fur Gesprachsstoff im Parlament. Ein politischer Dauerbrenner bei der
Verkehrssicherheit blieben die Strafbestimmungen der Via sicura: Auch 2019 wurden
einige Anderungen der Strafbestimmungen beraten, so die parlamentarische Initiative
Grin (svp, VD; Pa.lv. 18.431) fur verhéltnisméssige Sanktionen, die Motion Graf-Litscher
(sp, TG; Mo. 17.3520) gegen die doppelte Strafe fur Berufsfahrer und Berufsfahrerinnen
sowie die Motion Giezendanner (svp, AG; Mo. 17.3590) fir einen differenzierten
FUhrerausweisentzug. Zwar hatte die KVF-SR im April der parlamentarischen Initiative
Grin keine Folge gegeben, doch der Nationalrat stimmte allen Geschaften zu und sprach
sich damit fur mildere Regelungen beim Fuhrerausweisentzug aus.

Mit dem wachsenden Anteil elektrisch betriebener Fahrzeuge im Strassenverkehr wurde
die Elektromobilitdt vermehrt ein Thema im Parlament. Dabei ging es etwa um griine
Zonen fur Elektrofahrzeuge (Mo. 17.4040), um Auswirkungen von Fahrassistenzsystemen
auf die Verkehrssicherheit (Po. 17.4041), um die Mdglichkeiten der «Mobilitat 4.0» (Po.
17.4043) oder um die Finanzierungsliicke bei der Strassenverkehrsinfrastruktur durch
die Ausfélle bei der Mineraldlsteuer infolge der Zunahme von Fahrzeugen mit
alternativen Antrieben (Mo. 19.3741). Vorwérts ging es mit der digitalen Vignette: Im Marz
nahm der Nationalrat die Motion Candinas (cvp, GR; Mo. 18.3701) knapp an, der
Standerat folgte im September - obschon der Bundesrat in der Zwischenzeit eine
Vorlage betreffend einer freiwilligen digitalen Vignette ans Parlament verabschiedet
hatte.

Im Nachgang des Postauto-Skandals stand das Controlling des Bundesamtes fur
Verkehr mehrfach in der Kritik. Im Mérz kam aus, dass das Bahnunternehmen BLS Gber
Jahre insgesamt rund CHF 45 Mio. zu viel an Abgeltungen erhalten hatte. Zwar lagen im
Gegensatz zum Postauto-Skandal keine betrlgerischen Machenschaften vor, sondern
nur ein unzureichend angepasstes Zinsglattungsmodell, allerdings zeigte sich eine
Parallele zum Postauto-Skandal: Im Bundesamt fur Verkehr blieben Hinweise auf die
Differenzen zu lange folgenlos. Nach einem Audit beim BAV durch das UVEK wurden im
Mai funf Massnahmen zur Verstarkung der Aufsicht bei Transportunternehmen
vorgelegt. Im Rahmen der verstéarkten Aufsicht wurden im Bundesamt flr Verkehr far
Controlling und Revision acht zusatzliche Stellen geschaffen. Mit ihrer Motion «Teurere
Kontrollen durch das BAV sollen die Verursacher bezahlen» verlangte Nadja Pieren (svp,
BE; Mo. 19.3502), dass der Bund die Mehrkosten dieser Stellen auf die Verursacher
abwaélze. Im September lehnte der Nationalrat die Motion Pieren jedoch diskussionslos
ab.

Nachdem die Postgesetzgebung in den Raten schon in den Vorjahren ein grosses
Thema gewesen war, fuhrten insbesondere der Service public der Post und die
Schliessung von Poststellen auch 2019 zu einigen Debatten. In den Vorjahren waren
viele Vorstdsse angenommen worden, 2019 zeigten sich die Rate aber zurtckhaltender:
Den Standesinitiativen von Genf (Kt.lv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314), Solothurn
(Kt.lv. 18.315) sowie Tessin (Kt.lv. 16.320) und Wallis (Kt.lv. 17.302) wurde keine Folge
gegeben, weil 2018 die Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314) Zustimmung gefunden hatte
und die Kommissionen bei der Umsetzung dieser Initiative alle Anliegen zur
Postgesetzgebung Uberprifen und einbeziehen wollten. Die KVF-SR kiindigte an, die
Umsetzung der Standesinitiative Jura nach einer Gesamtschau zur Post im Frihjahr
2020 an die Hand zu nehmen.

Der Sténderat lehnte weitere Vorstdsse zur Post ab (Motion Berberat, sp, NE, Mo.
19.3749; Postulat Béglé, cvp, VD, Po. 17.3615; Motion Feller, fdp, VD, Mo. 17.3053), der
Nationalrat nahm jedoch weitere Anliegen entgegen: Ein Postulat der KVF-NR zur
«langerfristigen Weiterentwicklung des Zugangs zu Dienstleistungen der postalischen
Grundversorgung» (Po. 19.3532) wurde im Nationalrat angenommen, weil die damit vom
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AUTRE

DATE: 22.11.2018
NIKLAUS BIERI
AUTRE

DATE: 18.12.2018
NIKLAUS BIERI
AUTRE

DATE: 17.02.2019
NIKLAUS BIERI

Bundesrat und der Post verlangte Planung auch Uber die Umsetzung der
Standesinitiative Jura Auskunft geben kénnte. Auch die Motionen Mller-Altermatt (cvp,
SO; Mo. 17.3938) fur eine «mittel- und langfristige Planung bei Poststellen und
Postagenturen» und Grin (svp, VD; Mo. 17.3888) zur «Schliessung von Poststellen an
zentralen Orten» fanden in der grossen Kammer Zustimmung.

Im Marz schloss das Parlament die 2018 begonnene Revision des Fernmeldegesetzes
ab. In vier Sitzungen wurden die verbliebenen Differenzen zur Netzneutralitat, zur
Meldepflicht der Provider bei verbotenen pornographischen Inhalten, zur Befreiung der
Blaulichtorganisationen  von den  Verwaltungsgebuihren der  verwendeten
Funkfrequenzen, zur Finanzierung von Anschlissen in Gebduden und zu weiteren,
technischen Detailfragen beigelegt. Ende Marz nahmen beide Kammern die Revision an.

Der Ausbau des Mobilfunk-Netzes auf 5G wurde von Teilen der Bevolkerung sehr
kritisch aufgenommen. Ausdruck fand diese kritische Haltung in zwei Volksinitiativen,
die im Oktober von Privatpersonen lanciert wurden. Wahrend die eine Initiative die
Strahlungsbelastung reduzieren will, verlangt die andere, dass Mobilfunkbetreiber flr
Strahlungsschéden haften. Die Sammelfrist lduft bis zum 22. April 2021. ?

Trafic d'agglomération, transport public

Als Nachfolger der im Zuge des Postauto-Skandals zurilickgetretenen Post-Chefin
Susanne Ruoff und dem interimistisch fihrenden Ulrich Hurni gab die Post im
November 2018 Roberto Cirillo bekannt. Der schweizerisch-italienische DoppelbUrger,
der schon in verschiedenen Landern FiUhrungspositionen bekleidet hatte, in der
Schweiz aber noch weitgehend unbekannt war, werde per April 2019 die Fiihrung der
Post AG Ubernehmen.

Bereits Ende Juni 2018 hatte die Post bekanntgegeben, dass Christian Pliss per 1.1.2019
die Leitung der von Thomas Baur interimistisch geflihrten PostAuto Ubernehmen wird. *

Im September 2018 gaben das BAV, die Post und die Konferenz der kantonalen
Direktoren des offentlichen Verkehrs bekannt, eine Rahmenvereinbarung zur
Zuruckzahlung der von PostAuto unrechtmassig erhaltenen Subventionsgelder
(«Postauto-Skandal») ausgearbeitet zu haben. Die Summe belief sich auf CHF 188.1
Mio.: CHF 90.5 Mio. musste die Post fur die Zeit von 2007 bis 2015 CHF fur die Sparte
Regionalverkehr zurtickzahlen, CHF 16.6 Mio. fur die gleiche Periode fur Rickleistungen
fur ungerechtfertigte Umbuchungen im Orts- und Auftragsverkehr und CHF 26.8 Mio.
fur Strafzinsen. Fir die ab 2016 mit einer eigens eingefihrten Holdingstruktur und
durch Uberhdhte Transferpreise erlangten unrechtméassigen Subventionsbezlige muss
die Post weitere CHF 54.3 Mio. an Bund und Kantone zurlckzahlen.

Zudem bezahlt die Post freiwillig zusatzliche CHF 17.2 Mio., um unrechtmassige Bezlge
vor 2007 abzugelten. Diese waren rechtlich verjahrt, doch die Post wolle guten Willen
zeigen und «Vertrauen schaffen fir einen Neuanfang», so Verwaltungsratsprasident
Schwaller. Der Gesamtbetrag der Rlickzahlungen belauft sich damit auf CHF 205.1 Mio.
Die Post gab am 18. Dezember 2018 bekannt, dass alle Kantone und der Bund die
Vereinbarung unterschrieben hatten und die Post die Betrage innerhalb von 30 Tagen
zuriickzahlen werde. *

Im Februar 2019 wurde bekannt, dass die Bundespolizei Fedpol ein Verfahren gegen
den friiheren PostAuto-Direktor Daniel Landolf und gegen den ehemaligen Finanzchef
von PostAuto, Pascal Koradi, eréffnet hat. Landolf hatte sich rund ein Jahr vor dem
Auffliegen des sogenannten «Postauto-Skandals» pensionieren lassen. Noch offen ist,
ob das Verfahren auf weitere Mitglieder der ehemaligen Flhrung von Post und PostAuto
ausgedehnt wird. °
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INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 25.09.2015
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATE: 12.09.2016
NIKLAUS BIERI

INITIATIVE D'UN CANTON
DATE: 16.12.2016
NIKLAUS BIERI

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 23.02.2017
NIKLAUS BIERI

INITIATIVE D'UN CANTON
DATE: 11.04.2017
NIKLAUS BIERI

Poste et télécommunications

Im September 2015 debattierte der Nationalrat ausgiebig Uber den Bundesbeschluss
zur Volksinitiative .~Pro Service public™. Neben der Frage, ob das Erzielen von
Gewinnen aus der Grundversorgung gesetzlich verboten sein soll (wie es die Initiative
verlangte), griffen viele Voten die Grundversorgung an sich auf. Vielfach wurde die
Beflrchtung geéussert, der Service public wirde in Randregionen abgebaut. Andere
Voten betonten hingegen die Notwendigkeit der Geschéaftsfreiheit fir jene Betriebe,
welche den Service public erbringen wirden. Schliesslich war sich das Plenum aber
einig, dass die Initiative nicht zu unterstitzen sei. Der Nationalrat nahm den
Bundesbeschluss an und folgte damit dem Standerat. In den Schlussabstimmungen vom
25. September 2015 nahmen beide Rate den Bundesbeschluss einstimmig an und
empfahlen damit die Initiative zur Ablehnung.

"Postsendungen sollen allen zugestellt werden!" forderten zwei identische Motionen,
die im Abstand von vier Tagen im Dezember 2014 im Nationalrat eingereicht worden
waren. Mit neuen Vorgaben zur Postzustellung soll verhindert werden, dass die Post
ganzjahrig bewohnte Haushalte von der Postzustellung ausschliessen kénnte. Die
Motion Clottu (svp, NE) und die Motion Maire (sp, NE) (14.4091) wurden im September
2016 gemeinsam vom Nationalrat behandelt. Bundesratin Leuthard flhrte den
Postzustellungsservice detailliert aus, wies auf den steten Strukturwandel und die
Vorgaben des Bundes hin und zeigte auf, dass die Post keinen weitergehenden
Spielraum hat, um die Zustellung eigenmachtig einzuschranken. Trotzdem nahm der
Nationalrat die beiden Motionen klar an: Mit 120 zu 55 Stimmen bei 11 Enthaltungen. ’

Mit einer im Dezember 2016 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin
die Verbesserung des Poststellennetzes und eine Starkung der Rolle der
Gemeindebehérden bei der geografischen Verteilung der Postamter. Die
Rechtsgrundlagen seien so zu éndern, dass die Postcom bezlglich Schliessung oder
Verlegung einer Poststelle nicht nur eine Empfehlung abgeben, sondern einen
anfechtbaren formellen Beschluss fassen kann. Blrgerinnen und Blrger sollten eine
Eingabe gegen die Schliessung einer Poststelle an die Postcom richten kénnen, wenn
sie die fur eine Gemeindeinitiative notwendige Anzahl Unterschriften gesammelt
haben. Zudem sollten die Erreichbarkeitskriterien der Postverordnung grundsatzlich
diskutiert werden. Weiter forderte die Standesinitiative ein grosseres und besseres
Dienstleistungsangebot der Postagenturen sowie die Verbesserung von Ausbildung und
Arbeitsbedingungen der Agenturmitarbeitenden.

Die KVF-SR empfahl ihrem Rat in der Sitzung vom 14. November 2017, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da bereits mehrere Motionen (insbesondere die
Motion 17.3356) deren Anliegen enthielten. Der Standerat folgte seiner Kommission
Ende November 2017. ¢

Im Februar 2017 reichte auch der Kanton Wallis eine Standesinitiative betreffend das
Poststellennetz ein. Dem Wallis ging es dabei um die Unterstitzung der
Standesinitiative des Kantons Tessin - die Walliser Standesinitiative nahm wortlich
dieselben Forderungen auf wie das Begehren aus dem Studkanton.

Im November 2017 fasste die KVF-SR mit dem Hinweis auf inhaltlich dhnliche Motionen
(insbesondere die Motion 17.3356) den Beschluss, der Standesinitiative des Kantons
Wallis keine Folge zu geben, der Rat folgte diesem Antrag Ende November 2017. 7

Eine Standesinitiative des Kantons Tessin forderte die Gewahrleistung eines landesweit
dichten Hochbreitbandangebots und forderte den Bund auf, im Rahmen seiner
Kompetenzen in jenen Regionen der Schweiz aktiv zu werden, in welchen das
Hochbreitbandnetz von den Telekommunikationsunternenmen aus wirtschaftlichen
Grinden nicht realisiert wird. Der Bund soll im Rahmen des Fernmeldegesetzes, des
Bundesgesetzes Uber Regionalpolitik und des neuen Finanzausgleichs Uber
Direktfinanzierungen sowie Uber eine Neudefinition der Grundversorgung ein
landesweit dichtes Hochbreitbandangebot gewéahrleisten. Den Anstoss zur
Standesinitiative gab die SP Tessin, die Bezug nahm auf eine kantonale Motion der
Tessiner FDP zum Ausbau des Glasfasernetzes im Tessin. Die Initiative war am 21. Mérz
2016 im Kantonsparlament angenommen worden.
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MOTION
DATE: 04.05.2017
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATE: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATE: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

Im Stéanderat wurde im Mérz 2017 Uber die Standesinitiative debattiert. Die KVF-SR
hatte dem Rat beantragt, der Initiative keine Folge zu geben, da das Anliegen des
Kantons Tessin im Rahmen der Revision des Fernmeldegesetzes aufgenommen werden
kénne. Eine Minderheit Abate (fdp, TI) beantragte hingegen, Folge zu geben. In der
Ratsdebatte dusserten viele Stimmen Unterstltzung fir die Minderheit Abate, da ihnen
das Anliegen von grosser Wichtigkeit schien. Die kleine Kammer gab schliesslich mit 27
zu 13 Stimmen (ohne Enthaltungen) Folge.

Im April 2017 entschied die KVF-NR ohne Gegenstimme, der Standesinitiative Folge zu
geben: Die Kommission erachte die Versorgung mit einem Hochbreitbandnetz als
zentral fur die wirtschaftliche Entwicklung von Randregionen. Die Ausarbeitung eines
Erlassentwurfs kénne im Zusammenhang mit der Beratung zur Revision des
Fernmeldegesetzes vorgenommen werden.

Eine Motion Gschwind (cvp, JU) mit dem Titel “"Telekommunikationsnetz.
Breitbandversorgung und Hochbreitbandversorgung aller Randregionen der Schweiz"
verlangte eine steuerliche Befreiung von Investitionen o6ffentlicher und privater
Telekommunikationsnetzbetreiber, so dass auch in den Randregionen der Schweiz eine
Hochbreitbandversorgung aufgebaut und gewahrleistet werden kénne. Obschon
Bundesrat Maurer im Mai 2017 im Plenum des erstberatenden Nationalrat mahnte,
derartige Fordermassnahmen wuirden oft zu Lésungen flhren, die vom technologischen
Fortschritt schnell obsolet gemacht wirden, nahm der Nationalrat die Motion mit 101 zu
73 Stimmen (bei 16 Enthaltungen) an. "

Regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung
forderte Nationalratin Amherd (cvp, VS) mit einer im Juni 2016 eingereichten Motion.
Zwar wlrden die Erreichbarkeitsvorgaben der Postverordnung (Erreichbarkeit innert 20
Minuten fir 90 Prozent der Bevdlkerung fir das Poststellennetz, innert 30 Minuten fur
90 Prozent der Bevolkerung fur Dienstleistungen im Zahlungsverkehr) eingehalten, aber
weil nur der nationale Durchschnitt berechnet werde, sei klar, dass die landliche
Bevdlkerung benachteiligt werde. Die Erreichbarkeitsvorgaben seien deshalb regional
zu differenzieren.

Bundesratin Leuthard hielt im Nationalrat Ende Mai 2017 entgegen, die geltenden
Vorgaben seien vom Parlament so gewollt und sie seien vernlnftig. Man kénne nicht
immer nur den Abbau von Poststellen beklagen, ohne festzustellen, dass bei den
Postagenturen ein Ausbau stattfindet - das sei nicht korrekt. Der Aufruf der
Bundesratin zur Korrektheit verhallte ungehoért: Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 113 zu 79 Stimmen (0 Enthaltungen) an.

Der Standerat behandelte die Motion im November 2017. "2

Eine im Juni 2016 eingereichte Motion von Nationalratin Amherd (cvp, VS) verlangte
Mehr Transparenz in der Erfiillung der postalischen Grundversorgung. Der Bundesrat
solle fir mehr Transparenz bei der Einhaltung der Grundversorgungsbestimmungen
(insbesondere beziglich der Erreichbarkeit des Poststellen- und Postagenturnetzes
und der Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs) sorgen. Die Motion schloss an die
Motion Amherd an, welche regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben fir die
postalische Grundversorgung forderte, und sie wurde Ende Mai 2017 auch gleich nach
dieser behandelt. Die Motionérin stellte im Plenum fest, dass ihre Motion einerseits den
Kundendienst verbessere, andererseits aber administrativen Aufwand abbaue - dies sei
fast wie ein Sechser im Lotto. ,Frau Nationalratin, es ware ein Sechser im Lotto, wenn
Sie die Motion zurlckziehen wirden!™ konterte Bundesratin Leuthard. Die Zahl der
Zugangspunkte zu Postdienstleistungen sei seit Jahren konstant, die Erreichbarkeit
werde transparent ausgewiesen und sei mit den neusten Apps flr jede Nutzerin
jederzeit einsehbar. Die Anliegen der Motion seien deshalb bereits zu hundert Prozent
erflllt. Eine Mehrheit in der grossen Kammer sah dies anders und nahm die Motion mit
100 zu 88 Stimmen (4 Enthaltungen) an.

Der Standerat behandelte die Motion im November 2017.
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"Postsendungen sollen allen zugestellt werden!" fand auch eine Mehrheit im
Sténderat, der die beiden identischen Motionen Clottu (svp, NE) und Maire (sp, NE)
(14.4091) im Juni 2017 annahm. Zwar rief Bundesrétin Leuthard im Rat zu Sachlichkeit
auf, da sie einerseits ein grassierendes ,Post-Bashing” ausmachte und andererseits
keinen Anlass sah, an den Regeln der Zustelldienste der Post etwas zu &ndern. Standerat
Engler (cvp, GR) berief sich jedoch auf einen Bericht der Postcom, der eine
Gesetzesanderung empfahl, sofern sich ein Trend zu weniger mit der Postzustellung
bedienter ganzjahrig bewohnter Hauser bestatigen wirde. Bundesréatin Leuthard wies
einen derartigen Trend zurlck und verwies erneut auf die strengen Vorgaben, denen
die Post in ihrem Zustellservice unterworfen sei. Vielleicht unter dem Eindruck
wiederkehrender Medienberichterstattung Gber Abbaupléane der Post nahm die kleine
Kammer die beiden Motionen dennoch an, die Motion Clottu mit 28 zu 7 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) und die identische Motion Maire mit 29 zu 6 Stimmen (bei ebenfalls 5
Enthaltungen). ™

Im September 2017 nahm der Standerat eine Motion der KVF-SR zur strategischen
Poststellennetzplanung an. Der Bundesrat sollte damit verpflichtet werden, von der
Post eine konzeptionelle Poststellennetz-Planung einzufordern. Zudem sollte der
Bundesrat dem Parlament innerhalb eines Jahres eine Revision der Service-Public-
Kriterien in der Postgesetzgebung unterbreiten, welche regionale Gegebenheiten und
unterschiedliche Nutzergruppen bertcksichtigen musste. Bundesratin Leuthard wehrte
sich im Plenum vergeblich gegen die Motion. Sie verwies auf die verénderten
BedUrfnisse der Kundschaft und rief den Ratsmitgliedern das jahrliche Defizit der
Poststellen von rund CHF 200 Mio. in Erinnerung. Leuthard hielt zudem fest, dass es
sich nicht um einen Abbau in der postalischen Versorgung handle, sondern um einen
Umbau: Zugangspunkte zu den Post-Dienstleistungen wurden eher néher zur
Bevolkerung kommen, aber nicht in Form der bisherigen Poststellen. Die kleine Kammer
nahm die Motion mit 31zu 5 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. ®

Im April 2017 hatte die KVF-NR die Bundesverwaltung beauftragt, die Kosten, welche
mit dem im Rahmen der Standesinitiative Tessin geforderten Ausbau eines
schweizweiten Hochbreitbandnetzes verbunden waren, zu berechnen. Zudem sollten
die in der Standesinitiative geforderten Instrumente geprift werden. Dieser Bericht der
Bundesverwaltung erschien im Januar 2018, basierend auf einer Studie des
Wissenschaftlichen Instituts fur Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK). Er kam
zum Schluss, dass der Netzausbau in der Schweiz dem Markt tUberlassen werden kénne.
Dieser marktgetriebene Ausbau wirde bei einer Bandbreite von bis zu 100 Mbit/s 94
Prozent der Wohnungen und Geschéfte erreichen. Geméass den Berechnungen des WIK
wirden somit nur sechs Prozent der Anschlisse nicht in den Genuss einer sehr hohen
Internetgeschwindigkeit kommen, die dortige Netzabdeckung sei aber immer noch sehr
gut. Die in der Initiative genannten Instrumente zur Umsetzung eines flachendeckenden
Hochbreitbandangebotes seien nicht praktikabel, folgerte der Bericht. Das FMG, die
NRP und die NFA raumten dem Bund namlich keine entsprechenden Kompetenzen fur
staatliche Férdermassnahmen ein. Entsprechend mussten neue Grundlagen geschaffen
werden, wenn man dem Anliegen der Standesinitiative tatsachlich entsprechen wolle.

Die KVF-SR empfahl ihrem Rat im Januar 2018, die vom Nationalrat angenommene
Motion Gschwind (cvp, JU) zur Breitbandversorgung und Hochbreitbandversorgung
aller Randregionen der Schweiz abzulehnen. Die Kommission sah eine steuerliche
Befreiung von Investitionen der Telekommunikationsnetzbetreiber als falschen Weg.
Ende Februar 2018 wiederholte Bundesrat Maurer vor dem Stadnderat, was er schon im
Plenum des Nationalrates zu diesem Geschéaft gesagt hatte, und bat erneut um
Ablehnung. Der Standerat folgte seiner Kommission und dem Antrag des Bundesrates
diskussionslos. ”
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Die Motion der KVF-SR zur strategischen Poststellennetzplanung wurde im Mérz 2018
vom Nationalrat behandelt. In Anspielung auf ihre bis dahin unbehandelte Motion fur
ein  Moratorium bei Poststellenschliessungen fragte Nationalratin Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) die Kommission, ob ein Moratorium in der Kommissionsdebatte zur
strategischen Poststellennetzplanung ein Thema gewesen sei. Nationalrat Hadorn (sp,
SO) gab Auskunft: Zwar sei ein Moratorium nicht konkret besprochen worden, doch
gebe es in der Kommission sicher die allseits geteilte Erwartung, dass die Post mit
weiteren Schliessungen zuwarte, solange das Parlament Uber das Poststellennetz
berate. Bundesratin Leuthard verteidigte die Post: Sie habe sich an das geltende Gesetz
zu halten, bis eine Revision in Kraft trete. Das geltende Gesetz werde von der Post klar
eingehalten. Wie schon in der kleinen Kammer erinnerte die Bundesratin auch die
grosse Kammer daran, dass es mit den Agenturldsungen mehr Zugangspunkte zu
Postdienstleistungen gebe. Bundesratin Leuthards Pladoyer blieb indes wirkungslos:
Der Nationalrat nahm die Motion mit 168 zu 12 Stimmen (O Enthaltungen) an, wobei die
Gegenstimmen je hélftig auf die FDP und die GLP entfielen. ®

Die kleine Kammer nahm sich als Zweitrat im Marz 2018 der Motion Candinas (cvp, GR)
zur Erhéhung der Internet-Mindestgeschwindigkeit in der Grundversorgung auf 10
Megabit pro Sekunde an. Obschon Bundesréatin Leuthard vehement darauf hinwies, dass
eine solche Erhéhung der Grundversorgung kaum machbar und mit hohen Kosten
verbunden ware, und sie den Berggemeinden, welche die dazu notwendigen
zuséatzlichen Mobilfunkanlagen bewilligen mussten, ,viel Gluck™ wunschte, nahm der
Standerat die Motion mit 22 zu 9 Stimmen (5 Enthaltungen) an.

Einen Stopp der Arbeitsplatzauslagerung bei der Post forderte Nationalrat Candinas
(cvp, GR) mit einer im September 2016 eingereichten Motion. Die strategischen Ziele
und Vorgaben flr die Post seien so anzupassen, dass die Post keine Arbeitsplatze ins
Ausland verlagern kann. Konkret nahm der Motionar Bezug auf einen Pilotversuch mit
der sogenannten Extraktionscodierung (der vollstdndigen Entzifferung und Erfassung
von maschinell nicht lesbaren Briefadressen), den die Post in Vietnam durchfiihrte. Der
Blndner Nationalrat sah die Logistikzentren in Chur und Sion in Gefahr und wollte per
Motion erreichen, dass Uber die strategischen Vorgaben fir die Post eine Umsetzung
weiterer Auslagerungsplane verunmoglicht wirde.

Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion beantragt, Bundesratin Leuthard
verzichtete im Rat aber auf ein Votum und der Rat nahm die Motion mit 132 zu 52
Stimmen (6 Enthaltungen) an, wobei die ablehnenden Stimmen auf die FDP, die GLP
und die BDP sowie wenige SVP-Mitglieder entfielen. °

~Zukunft des Postnetzes geht uns alle an!" hatte Nationalrat Reynard (sp, VS) im
Dezember 2016 festgehalten und ein Postulat eingereicht, welches vom Bundesrat
verlangt, Massnahmen zum Einbezug sémtlicher betroffener Parteien in die Gespréache
Uber die Zukunft des Postnetzes zu prifen. Als betroffene Parteien wurden
insbesondere  Anwohnerinnen und  Anwohner, Gemeinden, Kantone und
Gewerkschaften genannt.

Als der Nationalrat das Postulat Reynard im Marz 2018 behandelte, bezeichnete es
Bundesratin Leuthard als .langst Gberholt™ Eine entsprechende Arbeitsgruppe sei seit
einem Jahr an der Arbeit, die Gemeinden seien integriert. Dieser Hinweis der
Postministerin vermochte jedoch nicht zu Uberzeugen - der Rat nahm das Postulat mit
128 zu 63 Stimmen (2 Enthaltungen) an. ?

Mit einer im September 2016 eingereichten Motion forderte der Blnder Nationalrat
Candinas (cvp, GR) die flachendeckende Postzustellung bis zur Mittagszeit. Die
rechtlichen Grundlagen seien so zu andern, dass die Post grundséatzlich bis spatestens
12.30 Uhr an alle Haushalte zugestellt werden miusse, wenn keine Frihzustellung
angeboten werde. Der Bundesrat teilte im November 2016 mit, er anerkenne die Sorge
des Motionars um eine kundenfreundliche Zustellung, erachte die gesetzliche Regelung
eines Zustellschlusses aber als zu starr und zu einschréankend und beantrage deshalb
die Ablehnung der Motion.

Bundesratin Leuthard wies in der Debatte vom 8. Marz 2018 im Nationalrat darauf hin,
dass es sich hierbei um eine operative Frage handle und nicht um eine strategische. Es
sei deshalb am Unternehmen, nicht an der Politik, hier zu handeln. Die grosse Kammer

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20



MOTION
DATE: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATE: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATE: 16.03.2018
NIKLAUS BIERI

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 28.05.2018
NIKLAUS BIERI

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 16.10.2018
NIKLAUS BIERI

folgte dieser Einschatzung nicht und nahm die Motion mit 126 zu 56 Stimmen (8
Enthaltungen) an.

Die Schliessung von Poststellen in der Schweiz fiihrt zu einer schlechteren
Grundversorgung, zeigte sich der St. Galler Nationalrat Jakob Bichler (cvp, SG)
Uberzeugt und verlangte mit einer Motion, dass mit einer Anpassung der
Postverordnung eine bessere und den unterschiedlichen léandlichen Verhaltnissen
angepasste Erreichbarkeit des Poststellennetzes und der Dienstleistungen im
Zahlungsverkehr gewahrleistet werde. Trotz der unterdessen erfolgten Annahme der
Motion KVF-NR bezlglich der strategischen Poststellennetz-Planung zog der Motionar
sein Anliegen nicht zurtick, vielmehr wollte er seine Motion als Unterstitzung der
angenommenen Motion KVF-NR verstanden wissen. Bundesratin Leuthard verzichtete
darauf, den Antrag des Bundesrates auf Ablehnung im Plenum zu begrinden. Der
Nationalrat nahm die Motion am 8. Marz 2018 mit 134 zu 52 Stimmen (5 Enthaltungen)
an.23

Mit einer Motion verlangte Nationalratin Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), die gesetzliche
Regelung bei der Post sei so anzupassen, dass die Obergrenze der Auszahlungen bei
Poststellen von CHF 500 auf CHF 5'000 erhoéht werde. CHF 5'000 kénnten bislang nur
auf Poststellen mit Sicherheitstresor bezogen werden, der Ho6chstbetrag von
Auszahlungen betrage in der Regel CHF 500, bei Postomaten CHF 1'000, bestatigte
Postministerin Leuthard den Sachverhalt im Méarz 2018 im Plenum der grossen Kammer.
Die Bundesratin erklarte, es stlinde der Post - wie allen anderen Finanzdienstleistern -
frei, den Hochstbetrag fur Auszahlungen selber festzulegen. Sie forderte die Mitglieder
des Nationalrates auf, keine Betrédge ins Gesetz zu schreiben. lhrem Aufruf folgten
jedoch nur die Mitglieder der FDP und der GLP; die Motion Glanzmann-Hunkeler wurde
mit 155 zu 36 Stimmen (0 Enthaltungen) angenommen. *

Die Strategischen Ziele der Post seien auf die Grundversorgung und den Service public
auszurichten, verlangte eine im Marz von der grinen Nationalrdtin Rytz (gp, BE)
eingereichte Motion. Sich auf den Postauto-Skandal beziehend, ortete die Motionérin
das Problem im Widerspruch von zu erbringendem Service public und dem in den
strategischen Zielen angelegten Gewinnstreben. Die strategischen Ziele der Post
mussten folglich festhalten, dass die Post im Abgeltungs- und Grundversorgungsbereich
nicht nach Gewinn strebe. %

Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stérkung der Rolle der
Gemeindebehorden bei der geografischen Verteilung der Postamter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.lv.
17.302). Sténderat Janiak (sp, BL) erklarte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grosstenteils enthielten. Eine Minderheit Héche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Sténderat Minder (parteilos, SH) warb fir den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative kdnne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekréaftigt werden. Der Standerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. %

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begriindete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
fur die Umsetzung der Standesinitiative. #
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Der Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und der Starkung
der Rolle der Gemeindebehdrden wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine Folge
gegeben. Hingegen gab die Kommission der Standesinitiative Jura Folge - sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Standerat angenommen worden. ?®

Der Standesinitiative Wallis zur Unterstitzung der Standesinitiative Tessin betreffend
die Verbesserung des Poststellennetzes wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine
Folge gegeben. Die Kommission gab jedoch der Standesinitiative Jura Folge - sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Standerat angenommen worden. %

Die kleine Kammer lehnte die Motion Candinas (cvp, GR) «Stopp der
Arbeitsplatzauslagerung bei der Post» im November 2018 mit 17 zu 22 Stimmen (1
Enthaltung) ab. Der Stédnderat entschied damit im Sinne des Bundesrates, welcher die
strategischen Ziele und Vorgaben der Post nicht um einen Passus erweitern wollte, der
es der Post verbieten wirde, Arbeitsplatze ins Ausland zu verlagern. *°

Mit dem Hinweis auf den notwendigen «unternehmerischen Spielraum», Uber den die
Post verfligen solle, lehnte die KVF-SR im November 2018 die Motion Glanzmann (cvp,
LU) beziglich der Obergrenze der Auszahlungen bei Poststellen ab. Die von der
Motionarin vorgebrachte Problematik eines zu geringen Hochstbetrages bei
Auszahlungen auf Poststellen bestehe nur bei einem sehr kleinen Teil des
Poststellennetzes, erklarte die Kommission. Die Post habe diesbezlglich auch schon
Massnahmen ergriffen und damit gezeigt, dass sie das Anliegen erkannt habe. Der
Standerat folgte seiner Kommission und lehnte die Motion Ende November 2018
diskussionslos ab. *'

Die Motion Biichler (cvp, SG) betreffend die Schliessung von Poststellen wurde im
November 2018 vom Standerat abgelehnt. Die KVF-SR hatte dem Rat die Ablehnung
beantragt, weil die Kommission nach Annahme der Standesinitiative des Kantons Jura
bezlglich des Poststellennetzes ohnehin aktiv wird. Die kleine Kammer folgte dem
Antrag ihrer Kommission diskussionslos. *

Die vom Nationalrat im Marz 2018 angenommene Motion Candinas (cvp, GR) betreffend
die Postzustellung bis zur Mittagszeit wurde im Standerat im November 2018 diskutiert.
Zwar hatte die KVF-SR die Ablehnung der Motion beantragt, der Rat folgte jedoch dem
Antrag der Minderheit Seydoux (cvp, JU). Standeratin Seydoux hatte argumentiert, die
Motion Candinas eigne sich gut, um zu bekréftigen, dass das Parlament einen starken
und allen zur Verfligung stehenden Service public wolle. Der Rat nahm die Motion mit
25 zu 14 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. **

Mit einer Teilrevision der Postverordnung schuf der Bundesrat im November 2018 neue
Vorgaben zur Erreichbarkeit von Poststellen und Agenturen. Eine im Lichte der vielen
parlamentarischen Vorstdsse zur Post von Bundesrdtin Leuthard eingesetzte
Arbeitsgruppe zur postalischen Grundversorgung hatte Empfehlungen ausgearbeitet,
welche bei der Teilrevision der Postverordnung aufgenommen wurden.

Die Erreichbarkeit von Poststellen oder Agenturen wird neu nicht mehr im
Landesdurchschnitt, sondern auf Kantonsstufe gemessen, was eine insgesamt bessere
Erreichbarkeit der postalischen Dienste schafft. Zudem muss in Stadten und
Agglomerationen neu pro 15'000 Einwohnerinnen und Einwohner eine bediente
Poststelle oder Agentur bestehen. Die Erreichbarkeit von Post- und
Zahlungsverkehrsdiensten muss neu fur 90 Prozent der Bevélkerung innert 20 Minuten
(statt wie bis anhin 30 Minuten) zu Fuss oder mit dem o&ffentlichen Verkehr
gewahrleistet sein.

Ausserdem schafft die Verordnungsrevision einen institutionalisierten und
strukturierten Planungsdialog zwischen der Post und den Kantonen und Gemeinden, in
welchem Fragen zur Entwicklung des Poststellennetzes geklart werden kénnen.
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Per 1. Januar 2019 traten die neuen Vorgaben in Kraft. 3

Mittels Motion forderte Nationalrat Feller (fdp, VD) den Bundesrat auf, die Vertretung
der Kundinnen und Kunden im Verwaltungsrat der Post sicherzustellen. Der Bundesrat
solle die notigen Massnahmen treffen, damit die Kundinnen und Konsumenten (analog
zur Personalvertretung) mit zwei Sitzen im Verwaltungsrat der Post vertreten seien. Der
Bundesrat hielt diese Forderung «weder [fur] notwendig noch [flr] zielfihrend»; der
Nationalrat verzichtete darauf, dem Anliegen zu folgen, und lehnte die Motion im Marz
2019 mit 109 zu 71 Stimmen bei 8 Enthaltungen ab. *

2018 stiegen die Boni fiir die ehemalige Post-Fiihrung trotz des «Postauto-Skandals»
an. Die im Juni 2018 in der Folge des Skandals um unrechtmassige Umbuchungen und
erschlichene Subventionen zuriickgetretene Post-Chefin Susanne Ruoff soll fir 2018
Uber CHF 1 Mio. Lohn erhalten. Parlamentsmitglieder aller politischen Lager dusserten
medial ihr Unverstéandnis Uber diese Vergltungen. Die Vergutungen werden allerdings
zurlckbehalten, bis die Untersuchungen der Fedpol abgeschlossen sind. *

Mit einer im Marz 2017 eingereichten Motion forderte Nationalratin Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) ein Moratorium bei der Schliessung von Poststellen, bis eine
konzeptionelle Netzplanung vorliege. Zwar blieb diese Motion unbehandelt, die
Schliessung von Poststellen war aber ein Dauerthema im Parlament, so etwa mit der
Motion der KVF-SR flr eine strategische Poststellennetzplanung. Die Motion fur ein
Moratorium bei der Schliessung von Poststellen wurde zwar Anfang Mérz 2019 noch von
Nationalrat Reynard (sp, VS) ibernommen, Ende Marz jedoch abgeschrieben, weil sie
nicht innerhalb von zwei Jahren abschliessend im Rat behandelt worden war. ¥

Der Standesinitiative Tessin zur Gewaéhrleistung eines landesweit dichten
Hochbreitbandangebots war 2017 Folge gegeben worden. Das Geschéft wurde der KVF-
NR zugewiesen, welche bis zur Sommersession 2019 eine Vorlage ausarbeiten sollte. Mit
dem Hinweis auf laufende Arbeiten in der Verwaltung zur Anpassung der
Grundversorgungsbestimmung im Rahmen der Umsetzung einer Motion Candinas
beantragte die Kommission dem Rat im Frihling 2019, die Behandlungsfrist der
Standesinitiative um zwei Jahre bis 2021 zu verlangern. Der Rat kam diesem Antrag im
Marz 2019 stillschweigend nach. %

Die Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und Starkung der
Rolle der Gemeindebehdrden blieb, nachdem die KVF-NR schon im Oktober 2018
beschlossen hatte, ihr keine Folge zu geben, auch im Ratsplenum ohne Unterstitzung:
In der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat der Kommission stillschweigend.
Auch der Standesinitiative Wallis, welche zur Unterstitzung der Standesinitiative Tessin
eingegangen war, erteilte der Nationalrat am gleichen Tag eine Absage. Begrindet
wurde der Antrag der Kommission auf Ablehnung mit der Standesinitiative Jura, welcher
2018 Folge gegeben worden war und welche die Anliegen der Tessiner Standesinitiative
ebenfalls enthalt. *

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die beziiglich der Postgesetzgebung hangig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.lv. 18.312, «Fir den Erhalt der Arbeitsplétze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.lv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Starkung der Rolle der Gemeindebehdrden bei der geografischen
Verteilung der Postdamter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der Ubrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. *°
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament im Mérz 2019 die Abschreibung von fiinf
Geschiften zur postalischen Grundversorgung: Die Motion Amherd (cvp, VS) fir
«regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung»
(Mo. 16.3481), die Motion Amherd fir «mehr Transparenz in der Erflllung der
postalischen  Grundversorgung» (Mo. 16.3482), die Motion KVF-NR zur
«Postgesetzgebung» (Mo. 17.3012), die Motion KVF-SR betreffend die «strategische
Poststellennetz-Planung» (Mo. 17.3356), sowie das Postulat Reynard (sp, VS) «Die
Zukunft des Poststellennetzes geht uns alle an!» (Po. 16.3933). Der Bundesrat sah die
genannten Anliegen als erflllt an durch die neuen Erreichbarkeitsvorgaben, die er per 1.
Januar 2019 in Kraft gesetzt hatte.

Der Sténderat, der sich im Juni 2019 zuerst mit dem Abschreibungsantrag
auseinandersetzte, beurteilte dies anders: Die vier erstgenannten Geschafte seien nicht
abzuschreiben, so lange nicht klar sei, ob die Anliegen mit den neuen Vorgaben des
Bundesrates an die Post auch wirklich erfillt seien. Dies musse sich erst zeigen. Der
Abschreibung des Postulats Reynard stimmte der Sténderat jedoch zu.

Der Nationalrat stimmte im Juni 2019 hingegen der Abschreibung aller funf fraglichen
Geschafte zu: Die grosse Kammer folgte dem Antrag des Bundesrates bei diesen
Geschaften vollumfanglich.

In der Herbstsession 2019 stimmte schliesslich auch der Standerat der Abschreibung
der verbliebenen vier Geschéafte zu und begrindete seinen Sinneswandel mit dem
Postulat KVF-NR Uber die «langerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung», welches die Anliegen der vier
Geschafte aufnehme und so sicherstelle, dass diese nicht aus der politischen Agenda
verschwanden.

Die KVF-NR ging in ihrem Postulat «Langerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung» auf diverse Fragen ein, die sich
bezlglich der Entwicklung des Poststellennetzes und der Umsetzung der ab 1. Januar
2019 geltenden Erreichbarkeitskriterien postalischer Dienstleistungen stellten. Es sei
nicht vertrauensbildend, sagte Nationalrat Egger (csp, VS) fir die Kommission im
Plenum, als das Postulat im September 2019 im Nationalrat behandelt wurde, wenn die
Planung der Post zum Poststellennetz bis 2020 bekannt sei und darlber hinaus nicht -
«Wir héatten hier eigentlich sehr gerne mehr Klarheit», befand Nationalrat Egger. Mit
dem Postulat wurde der Bundesrat aufgefordert, bei der Post eine langerfristige
Planung des Zugangs zu Dienstleistungen einzufordern. Auch Uber die Mdglichkeiten
der Umsetzung der Standesinitiative Jura und der Motionen Clottu (svp, NE; Mo.
14.4075) und Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) sollte die Planung Auskunft geben. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt und die grosse Kammer nahm das
Anliegen ihrer Kommission diskussions- und oppositionslos an. *?

Drei Standesinitiativen beziiglich der Postgesetzgebung hatte der Stdnderat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekiindigte Anderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht wirden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklért, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Fur die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden kdnnten, dass die
Kommission aber aus formellen Grinden beantrage, den Initiativen keine Folge zu
geben. Der Standerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben
aus.

Eine mittel- und langfristige Planung bei Poststellen und Postagenturen wiinschte sich
Nationalrat Muller-Altermatt (cvp, SO), weshalb er 2017 eine Motion einreichte, die eine
entsprechende Anpassung der Postgesetzgebung verlangte. Der Motionar sprang damit
auf einen fahrenden Zug auf: Er reichte seine Motion im Nationalrat drei Tage nach der
Annahme einer sehr ahnlich gelagerten Motion KVF-SR im Sténderat ein. Mdller-
Altermatts Motion ging insofern Uber die Motion KVF-SR hinaus, als diese auch
Bedingungen fur die Umwandlung von Poststellen in Agenturen nannte und die
adaquate Ausbildung von Agenturmitarbeitenden forderte. Im Gegensatz zur erwahnten
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MOTION
DATE: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Motion KVF-SR und weiteren Motionen und Standesinitiativen, blieb die Motion Mdller-
Altermatt zwei Jahre unbehandelt und kam erst im Herbst 2019 in den Nationalrat.
Bundesratin Sommaruga wies darauf hin, dass in den vergangenen zwei Jahren einiges
unternommen worden sei bezlglich des Poststellennetzes und sie der Meinung sei,
dass es nun nicht noch eine weitere Motion brauche. Der Rat sah dies anders und nahm
die Motion mit 94 gegen 85 Stimmen (5 Enthaltungen) an. *

Am gleichen Tag wie sein Ratskollege Miller-Altermatt (cvp, SO; Mo. 17.3938) hatte auch
Nationalrat Grin (svp, VD) eine Motion betreffend die Post und das Poststellennetz
eingereicht. Der Motiondr nahm die Schliessung von Poststellen an zentralen Orten
zum Anlass, den Bundesrat aufzufordern, die Post zu verpflichten, mit von
Schliessungen betroffenen Gemeinden und «regionalen Vereinen» das Gesprach zu
suchen, Uber das verbleibende Poststellennetz zu informieren und dieses mit den
Gemeinden zu diskutieren. Wie die Motion Miller-Altermatt kam auch die Motion Grin
erst zwei Jahre nach der Einreichung auf die Traktandenliste und wurde im September
2019 vom Nationalrat behandelt.

Postministerin Sommaruga zahlte im Ratsplenum auf, was sich bezlglich dem
Poststellennetz seit der Einreichung der Motion getan hatte: Mit einer Anpassung der
Postverordnung waren einerseits die Erreichbarkeitsvorschriften verscharft worden,
was zu einem dichteren Netz von Poststellen und -agenturen flhrte, andererseits war
ein regelméssiger Planungsdialog eingefiihrt worden, welcher die Rolle der Kantone
stérkte. Zudem wurde die Post verpflichtet, Gemeinden mindestens sechs Monate vor
einer Poststellenschliessung anzuhdéren und eine einvernehmliche Lésung anzustreben.
Weiter erinnerte die Bundesratin an die angenommene Standesinitiative Jura und
daran, dass die zustédndige Kommission momentan eine entsprechende Vorlage
ausarbeite.

Trotz den erreichten Verbesserungen und den laufenden Arbeiten nahm der Rat die
Motion Grin im September 2019 mit 143 gegen 40 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. *

1) AB NR, 2018, S. 61f.

2) APS-Zeitungsanalyse 2019 - Verkehr und Kommunikation

3) AZ, TA, 23.11.18

4) LT, NZZ, TG, 22.9.18; NZZ, 19.12.18

5) NZZ Online, 8.3.19; SoZ, 17.2.19; TA, 18.2.19

6) AB NR, 2015, S. 1513 ff.

7) AB NR, 2016, S. 1261 ff.

8) Mitteilung der KVF-SR vom 14.11.17

9) Bericht KVF-SR vom 14.11.17

10) AB SR, 2017, S. 264ff.; CDT, 16.3.2017; Kommissionsbericht KVF-SR; Medienmitteilung KVF-NR; Protokoll des Grossen
Rates des Kt. Tessin, 21.3.2016

11) AB NR, 2017, S. 705 f.

12) AB NR, 2017, S. 789f.

13) AB NR, 2017, S. 790 f.

14) AB SR, 2017, S. 513 f.; Blick, 15.6.17; CdT, 16.6.17

15) AB SR, 2017, S. 705 ff.

16) Bericht Verwaltung vom 19.1.18; Bericht WIK-Consult vom 5.10.17
17) AB SR, 2018, S. 8; Kommissionsbericht KVF-SR vom 29.01.18

18) AB NR, 2018, S. 143 ff.

19) AB SR, 2018, S. 94 f.

20) AB NR, 2018, S. 309 f.

21) AB NR, 2018, S. 318 f.

22) AB NR, 2018, S. 310 f.

23) AB NR, 2018, S. 311 f.

24) AB NR, 2018, S. 320 f.

25) Mo. 18.3364

26) AB SR, 2018, S. 279 f.

27) Medienmitteilung KVF-NR vom 16.10.18

28) Medienmitteilung KVF-NR vom 16.10.18

29) Medienmitteilung KVF-NR vom 16.10.18

30) AB SR, 2018, S. 861 f.

31) AB SR, 2018, S. 862; Kommissionsbericht KVF-SR vom 12.11.18
32) AB SR, 2018, S. 862; Bericht KVF-SR vom 12.11.18

33) AB SR, 2018, S. 861

34) Medienmitteilung BR vom 30. November 2018

35) AB NR, 2019, S. 53 f.

36)NZZ, 9.3.19

37) Mo. 17.3167

38) AB NR, 2019, S. 577.; Bericht der KVF-NR vom 11.2.19

39) AB NR, 2019, S. 977; AB NR, 2019, S. 977b

40) Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur Standesinitiative BS; Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur
Standesinitiative GE; Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur Standesinitiative SO; Medienmitteilung KVF-SR vom 2.7.19
41) AB NR, 2019, S. 1175 ff.; AB SR, 2019, S. 321 ff.; AB SR, 2019, S. 595 ff.; BBI 2019, S. 2955 ff.
42) AB NR, 2019, S. 1518 f.

43) AB SR, 2019, S. 720

44) AB NR, 2019, S. 1716 f.

45) AB NR, 2019, S. 1710
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